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Binnenmarktpolitik

Die Binnenmarktpolitik gehört zum Kernbereich der Gemeinschaftsaufgaben.
Sie zielt darauf ab, innerhalb des Wirtschaftsraumes, den die Gemeinschaft bil-
det und der gegenüber Drittstaaten gemeinsame Außenwirtschaftsgrenzen auf-
weist, die Freiheit des Warenverkehrs, den freien Dienstleistungsverkehr, die
Freiheit des Personenverkehrs (Niederlassungsfreiheit und Freizügigkeit der
lohnabhängigen Arbeit) und die Freizügigkeit des Kapitalverkehrs zu verwirkli-
chen1.

Der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft obliegt nach dem Vertrag von
Rom die Errichtung eines „Gemeinsamen Marktes", der über eine Zollunion
klassischen Zuschnitts weit hinausgeht; der „Gemeinsame Markt" gewährleistet
einerseits für den innergemeinschaftlichen Warenverkehr nicht nur den Abbau
der Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen; dieser vollzog sich nach dem in
den Verträgen vorgesehenen Stufenplan während der Übergangszeit parallel zur
Einführung des Gemeinsamen Außenzolltarifs und war vorzeitig, nämlich be-
reits zum 1. Juli 1968 — statt zum 31. Dezember 1979 — beendet. Nach der Kon-
zeption, die den einschlägigen Regelungen des Vertrages von Rom zugrunde
liegt, bedeutet Freiheit des Warenverkehrs vielmehr binnenmarktgleiche, zu-
mindest binnenmarktähnliche Verhältnisse im grenzüberschreitenden Güter-
austausch und damit die restlose Beseitigung aller zahlreichen weiteren Beein-
trächtigungen des Handels, die im wissenschaftlichen und politischen Sprachge-
brauch in einer wenig aussagekräftigen Weise als „indirekte" Handelshemmnis-
se zusammengefaßt werden. Zum anderen umfaßt der „Gemeinsame Markt" ne-
ben der Freiheit des Warenverkehrs auch die Dienstleistungsfreiheit, die Frei-
heit des Personenverkehrs und die Kapital Verkehrsfreiheit. Auch für diese Be-
reiche gewährleistet der Vertrag von Rom über den Abbau der klassischen — di-
rekten — Beschränkungen, insbesondere mengenmäßiger Art hinaus, auch die
Beseitigung der indirekten Beeinträchtigungen der Freizügigkeitsrechte. Die
Politik der Gemeinschaft zur Verwirklichung der vier Grundfreiheiten des Ge-
meinsamen Marktes besteht in der Durchsetzung bestimmter Regelungen mit
Verbotsgehalt gegenüber den Mitgliedstaaten, zumeist in Ausübung des ge-
meinschaftlichen Aufsichtsverfahrens und unter Anrufung des Gerichtshofs, vor
allem aber in der Durchführung von Rechtsangleichungs- und Gesetzgebungs-
maßnahmen2.
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Warenverkehr

Die Politik zur Gewährleistung des freien Warenverkehrs3 umfaßt zunächst eine
bestimmte Kategorie von Handelshemmnissen, die sich der Natur der Sache
nach durch einfache Aufhebung der nationalen Regelungen beseitigen lassen.
Das sind die sogenannten zollgleichen Abgaben (z.B. Gebühren bei der Grenz-
abfertigung), die Maßnahmen gleicher Wirkung wie mengenmäßige Beschrän-
kungen im engeren Sinn (z.B. Verwendungsverbote für importierte Erzeugnis-
se, Reservierung bestimmter werbewirksamer Bezeichnungen für inländische
Produkte, die bevorzugte Vergabe öffentlicher Aufträge an die Anbieter inlän-
discher Erzeugnisse) und steuerliche Diskriminierungen importierter oder zu ex-
portierender Erzeugnisse. Die Beseitigung dieser Handelsbeeinträchtigungen
erfolgt im Wege der Rechtsaufsicht durch die Kommission und den Europäi-
schen Gerichtshof. Nach dessen ständiger Rechtsprechung entfalten die ein-
schlägigen gemeinschaftsrechtlichen Regelungen (Artikel 12, 13, 30, 31, 37, 95
EWG-Vertrag) Schutzwirkungen zugunsten der durch sie begünstigten Gemein-
schaftsbürger; der Abbau solcher Handelshemmnisse kann daher außer von der
Kommission und den anderen Mitgliedstaaten auch von den Gemeinschaftsbür-
gern gerichtlich erzwungen werden.

Wesentlich schwieriger für die Gemeinschaft ist der Abbau derjenigen Han-
delshemmnisse, die sich daraus ergeben, daß die Vorschriften des Lebensmittel-
rechts, des Arzneimittelrechts, des Pflanzenschutzrechts, des technischen Si-
cherheitsrechts und des technischen Arbeitsschutzrechts von Mitgliedstaat zu
Mitgliedstaat unterschiedlich sind und daß die vielfach gesetzlich geforderten
Kontrollen, Zulassungen und Genehmigungen keine allgemeine Gültigkeit be-
anspruchen. Sind zum Beispiel für bestimmte, als gefährlich eingestufte techni-
sche Erzeugnisse von Mitgliedsland zu Mitgliedsland unterschiedliche Bauartan-
forderungen aus Gründen des Schutzes der Verwender (Arbeitnehmer oder
Konsumenten) zwingend vorgeschrieben, besteht für diese Erzeugnisse unge-
achtet des Abbaus der Zölle, Kontingente, zollgleichen Abgaben, Maßnahmen
gleicher Wirkung und steuerlicher Diskriminierungen kein „Gemeinsamer
Markt". Die Mitgliedstaaten können darauf bestehen, daß in ihr Hoheitsgebiet
im Interesse eines ausreichenden und einheitlichen Verbraucherschutzes nur Er-
zeugnisse importiert werden, die den inländischen Bauartanforderungen und
Verwendungsregelungen entsprechen.

Die Beseitigung dieser Handelshemmnisse, beispielsweise der Beeinträchti-
gung des Arzneimittelhandels infolge unterschiedlich hoher gesetzlicher Anfor-
derungen an die Beschaffenheit von Arzneimitteln, kann nur durch Maßnahmen
der Rechtsangleichung erfolgen. Den Mitgliedstaaten kann nicht etwa aufgege-
ben werden, die betreffenden Regelungen des technischen Sicherheitsrechts
oder des Arzneimittelrechts einfach aufzuheben; denn diejenigen Regelungen,
um die es hier geht, sind aus übergeordneten Gründen der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung, insbesondere des Schutzes der Gesundheit von Menschen,
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Tieren und Pflanzen, des Schutzes des kommerziellen und geistigen Eigentums,
erforderlich. Der Vertrag von Rom sieht deshalb auch ein Verfahren zur Rechts-
angleichung aller nationalen staatlichen Vorschriften vor, die sich infolge ihrer
Unterschiede unmittelbar hinderlich für die Errichtung und das Funktionieren
des Gemeinsamen Marktes auswirken. Auf Vorschlag der Kommission erläßt
der Rat nach Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und
Sozialausschusses gemäß Artikel 100 EWG-Vertrag Rechtsangleichungsrichtli-
nien, deren Ziel die Beseitigung von Handelshemmnissen dieser Art ist; in
Durchführung der Richtlinien haben die Mitgliedstaaten ihre Gesetzgebung ent-
sprechend auszurichten.

Die Rechtsangleichung stellt quantitativ und qualitativ den Schwerpunkt der
Politik der Gemeinschaft im Bereich der Verwirklichung des Binnenmarktes
(Warenverkehr, Dienstleistungfreiheit, Niederlassungsfreiheit, Kapitalver-
kehr) dar4. In quantitativer Hinsicht ist sie deshalb Schwerpunkt, weil die Han-
delsbeeinträchtigungen (bzw. die Freizügigkeitsbeeinträchtigungen bei den an-
deren drei Sektoren des Gemeinsamen Marktes) außerordentlich zahlreich und
zur Beseitigung bestimmter Beeinträchtigungen regelmäßig ganze Gesetzge-
bungsbereiche anzugleichen sind. Qualitativ zählt die Rechtsangleichung zum
Kernbereich der Binnenmarktpolitik, bzw. der politischen Aktivität der Ge-
meinschaft überhaupt, weil die Gemeinschaft mit jeder Rechtsangleichungs-
maßnahme, und zwar in Kernbereichen staatlicher Funktionen, zugleich als Ge-
setzgeber auftritt.

Die Rechtsangleichung im Bereich der Arzneimittelregelungen ist gemein-
schaftseinheitlich Arzneimittelgesetzgebung; sie hat zur Folge, daß die Mitglied-
staaten für die Zukunft die Gesetzgebungszuständigkeit der Gemeinschaft über-
antworten. Die Gemeinschaft wird als Folge der Rechtsangleichung zur Herstel-
lung des freien Warenverkehrs Gesetzgebungsträger auf dem Gebiet des Arznei-
mittelrechts, des Lebensmittelrechts, des technischen Schutzrechts, des techni-
schen Arbeitsschutzrechts, des Pflanzenschutzrechts und in weiteren Bereichen.

Die Herstellung binnenmarktähnlicher Verhältnisse im Warenverkehr um-
faßt ferner die staatlichen Handelsmonopole. Die Mitgliedsstaaten mußten auf-
grund des Vertrages von Rom während der Übergangszeit ihre Handelsmonopo-
le in einer Weise umformen, daß für eingeführte Erzeugnisse gleiche Absatzbe-
dingungen wie für die vom Monopol vertriebenen Waren gewährleistet sind und
jegliche Diskriminierung in den Versorgungsbedingungen zwischen den Ange-
hörigen der Mitgliedstaaten ausgeschlossen ist.

Freiheit des Personenverkehrs

Die Freiheit des Personenverkehrs umfaßt die Niederlassungsfreiheit für freibe-
rufliche und selbstständige gewerbliche Betätigungen und die Freizügigkeit der
lohnabhängigen Beschäftigung. Auch in diesem Bereich besteht die Politik der
Gemeinschaft primär in der Durchsetzung der Verbotsregelungen, schwer-
punktmäßig dagegen in der Durchführung gesetzgeberischer Maßnahmen5.
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Die Niederlassungsfreiheit gewährleistet für EG-Ausländer gleichen Zugang
zur freiberuflichen Betätigung, wie er nach den gesetzlichen Regelungen für die
Inländer besteht. Quantitative Zugangsbeschränkungen, das Erfordernis der
Staatsangehörigkeit sowie alle sonstigen formell oder auch nur materiell nach
der Staatsangehörigkeit diskriminierenden Regelungen sind verboten. Als Folge
einer umfassenden Richtliniengebung des Rates, insbesondere aber infolge ei-
ner umfangreichen und eindeutigen Rechtsprechung des Gerichtshofs sind Nie-
derlassungsbeschränkungen in diesem engeren Bereich heute kaum noch zu ver-
zeichnen.

Hauptsächliches Hindernis für die Ausübung der Niederlassungsfreiheit im
Bereich der freien Berufe ist die mangelnde Anerkennung der Hochschuldiplo-
me und sonstigen Schulabschlüsse in ihrer Eigenschaft als gesetzliche Vorausset-
zung für die Ausübung einer freiberuflichen Betätigung. Die Politik der Ge-
meinschaft konzentriert sich daher auf den Erlaß von Rechtsakten, auf Grund
derer die Mitgliedstaaten zur wechselseitigen Anerkennung der Diplome ver-
pflichtet werden. Der Erlaß diesbezüglicher Richtlinien durch den hierfür zu-
ständigen Rat stößt vielfach auf unüberwindliche Schwierigkeiten, weil die Aus-
bildungs- und Studiengänge, insbesondere die Studienzeiten zu unterschiedlich
sind. Die Harmonisierung der Studiengänge und Studienzeiten als Vorbedin-
gung für die Anerkennung bedeutet zwangsläufig die Überantwortung bildungs-
politischer Zuständigkeiten von den Mitgliedstaaten auf die Gemeinschaft. Die
Durchführung der Niederlassungsfreiheit integriert damit einen weiteren Poli-
tikbereich und stößt insoweit auf den Widerstand der Mitgliedstaaten.

Zur Herstellung der Niederlassungsfreiheit sind in jedem Fall für bestimmte
Betätigungen, insbesondere das Bank- und Versicherungswesen, aber auch für
bestimmte freiberufliche Betätigungen, z.B. im Bereich des Verkehrs, Rechts-
angleichungsmaßnahmen des Berufs- und Gewerberechts erforderlich. Im Ver-
gleich zur Rechtsangleichung im Bereich des Warenverkehrs steckt die Harmo-
nisierung in diesem Sektor noch in den Anfängen; schwerpunktmäßig konzen-
trieren sich die Bemühungen der Gemeinschaft auf die Harmonisierung des
Bankenaufsichts- und des Versicherungsrechts. Daneben gibt es auch bereits Er-
gebnisse im Bereich der Angleichung des Gesellschaftsrechts, die im Vertrag
von Rom ausdrücklich vorgesehen ist.

Die Freizügigkeit der lohnabhängigen Beschäftigung gehört neben der Wa-
renverkehrsfreiheit zu den Gewährleistungen, die besonders stark in Anspruch
genommen werden. Sie ermöglicht den freien Zugang zum Arbeitsmarkt des an-
deren Mitgliedstaates und die gleiche Rechtstellung des EG-Gastarbeiters im
Rahmen der Rechts- und Sozialordnung, wie sie dem inländischen Arbeitneh-
mer zusteht. Der EG-Gastarbeiter kann an Betriebsratswahlen teilnehmen, in
den Betriebsrat gewählt werden, hat auch gleichen Zugang zu den Arbeitneh-
mervertretungen. Er und seine Famlienangehörigen haben ferner den gleichen
Zugang zu allen sozialrechtlichen Vergünstigungen, insbesondere auch den
freien Zugang zu den allgemeinen und berufsspezifischen Bildungsstätten, ein-
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schließlich den finanziellen Förderungssystemen. Die Freizügigkeit wird ferner
durch eine gemeinschaftliche Regelung über die Anrechnung der in anderen
Mitgliedstaaten verbrachten Versicherungszeiten erleichtert. Die Politik der
Gemeinschaft hat sich im Bereich der Freizügigkeit anfänglich auf die Sicherung
des Freizügigkeitsstatus der Wanderarbeitnehmer und auf die Durchsetzung des
im Vertrag von Rom vorgeschriebenen Grundsatzes des gleichen Entgelts für die
Arbeit von männlichen und weiblichen Arbeitnehmern konzentriert. Inzwi-
schen bilden aber auch die Arbeiten zur Angleichung bestimmter Bereiche des
Arbeitsrechts einen gewissen Schwerpunkt.

Freier Dienstleistungsverkehr

Die Freiheit des Dienstleistungsverkehrs war bislang kein Schwerpunkt der Bin-
nenmarktpolitik der Gemeinschaft6. Das hängt damit zusammen, daß die
Dienstleistungsfreiheit in zahlreichen Bereichen bislang im Zusammenhang mit
der Herstellung der Niederlassungsfreiheit implizit mit verwirklicht werden
konnte. Eigens zur Herstellung der Dienstleistungsfreiheit kann lediglich die
Harmonisierung der nationalen Vorschriften über die Öffentliche Vergabe von
Bauaufträgen angesehen werden. Im Bereich der Zulassungspflichtigen freibe-
ruflichen und gewerblichen Betätigungen stellt sich beim Dienstleistungsverkehr
regelmäßig die heikle Frage, inwieweit die behördliche Kontrolle des Gastlandes
beispielsweise eines Versicherungsunternehmens vom Tätigkeitsland als ausrei-
chend angesehen werden muß. Die Problematik ist die gleiche wie bei der wech-
selseitigen Anerkennung von Hochschul-Diplomen als Voraussetzung für die
Aufnahme und Ausübung einer freiberuflichen Betätigung des Niederlassungs-
berechtigten. Im Bereich des Warenverkehrs bereitet die wechselseitige Aner-
kennung von Arzneimittelzulassungen ähnliche Schwierigkeiten. Die wechsel-
seitige Anerkennung von Staatshoheitsakten setzt „füll faith and credit" zwi-
schen den Mitgliedstaaten voraus; sie führt, wenn sie verwirklicht wird, zu einer
bundesstaatlichen Verflechtung.

Kapitalverkehr

Der Kapitalverkehr ist derjenige Bereich des Gemeinsamen Marktes, dessen
Verwirklichung über die ersten Anfänge nicht hinausgelangt ist7. Ursächlich
hierfür ist der enge Zusammenhang zwischen den nationalen Kapitalmärkten
und der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten. Die Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik der Mitgliedstaaten ist im Vertrag von Rom vorgesehen, bislang
jedoch noch nicht voll und ganz verwirklicht. Die zur Liberalisierung des Kapi-
talverkehrs bislang ergangenen Rechtsakte des Rates betrafen nur die devisen-
rechtlichen Beschränkungen des Kapitalverkehrs. Dabei waren für bestimmte
Länder und bestimmte Kapitalverkehrsvorgänge Ausnahmen vorgesehen. Eine
allgemeine Ausnahme gilt für den kurzfristigen Kapitalverkehr, dessen devisen-
mäßige Liberalisierung die nach wie vor autonome Währungspolitik der Mit-
gliedstaaten gefährden könnte. Die nicht-devisenrechtlichen Beschränkungen
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des Kaptitalverkehrs sind bislang nicht beseitigt; über Schutzklauseln sind im
Gegenteil weitere Entliberalisierungen devisenrechtlicher Art erfolgt.

Im Mittelpunkt der Politik der Gemeinschaft stehen die Rechtsangleichungs-
arbeiten auf dem Gebiet des Banken- und Börsenrechts; dahinter steht die Über-
legung, daß sich eine erfolgreiche Harmonisierung dieser Rechtsmaterien unter
veränderten wirtschaftlichen Gegebenheiten als ein Impuls für die Herausbil-
dung eines gemeinschaftseinheitlichen Kapitalmarkts erweisen wird.

Gleichermaßen wie im Bereich des Warenverkehrs führt die Rechtsanglei-
chung zur Herstellung der Niederlassungsfreiheit, der Freizügigkeit der Arbeit,
des freien Dienstleistungsverkehrs und der Freizügigkeit des Kapitalverkehrs zu
einer Neuordnung der Gesetzgebungszuständigkeiten in der Gemeinschaft. An-
stelle der Mitgliedstaaten trägt die Gemeinschaft die Gesetzgebungshoheit im
Bereich des Gewerbe- und Berufsrechts, des Banken- und Versicherungsrechts,
in Teilbereichen des Arbeits- und Sozialrechts sowie im Bereich des Kapital-
markt- und Börsenrechts.

Wettbewerbspolitik

Die Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft umfaßt drei Teilbereiche, nämlich
die Angleichung nationaler Rechtsvorschriften zur Sicherung eines unverfälsch-
ten Wettbewerbs, die Kontrolle des wichtigsten wirtschaftslenkenden Instru-
mentariums der Mitgliedstaaten, nämlich der Subvention und die kartell- und fu-
sionsrechtliche Wettbewerbsaufsicht der Gemeinschaft gegenüber den Unter-
nehmen.

Rechtsangleichung zur Herstellung wettbewerbsgleicher Rahmenbedingungen

Mit einem Gemeinsamen Markt ist es nicht vereinbar, daß bestimmte Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten die Wettbewerbsbedingungen verfälschen. Der
Gemeinschaft fällt daher die Aufgabe zu, Wettbewerbsverfälschungen und
Wettbewerbsunterschiede, die sich aus der Gesetzgebung der Mitgliedstaaten
ergeben, durch Rechtsangleichungsmaßnahmen zu beseitigen8. Die betreffen-
den Regelungen werden vielfach bereits aus Gründen handelshemmender Aus-
wirkungen oder im Hinblick auf die Herstellung der Niederlassungsfreiheit, der
Freizügigkeit, des freien Dienstleistungsverkehrs oder der Kapitalverkehrsfrei-
heit der Rechtsangleichung unterliegen. Es gibt aber auch Bereiche, wie das
Umweltschutzrecht und die indirekten Steuern, die sich infolge ihrer Unter-
schiede auf die Wettbewerbsbedingungen auswirken, ohne daß bereits ein ande-
rer Anknüpfungspunkt für die Rechtsangleichung gegeben ist. Der Vertrag von
Rom sieht die Harmonisierung der indirekten Besteuerung ausdrücklich in Arti-
kel 99 EWG-Vertrag vor; die anderen Gemeinschaftsvorhaben, die auf die
Herstellung einheitlicher Rahmenbedingungen abzielen, lassen sich auf die
allgemeine Rechtsangleichungskompetenz des Artikels 100 EWG-Vertrag
stützen.
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Beihilfepolitik

Mit der Beihilfeaufsicht verfügt die Gemeinschaft über ein wirksames Instru-
ment zur Kontrolle des wichtigsten wirtschaftslenkenden Instrumentariums der
Mitgliedstaaten. Der Vertrag von Rom enthält in Artikel 92 ein allgemeines Ver-
bot der Gewährung von Wirtschaftssubventionen durch die Mitgliedstaaten9.
Von diesem Verbot kann die Kommission, der alle Beihilfevorhaben der Mit-
gliedstaaten zu notifizieren sind, unter bestimmten Voraussetzungen Ausnah-
men bewilligen. Genehmigungsfähig sind Regionalbeihilfen, Beihilfen zur För-
derung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischen Interesse oder zur
Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaa-
tes und unter gewissen Einschränkungen Beihilfen zur Förderung der Entwick-
lung gewisser Wirtschaftszweige und Wirtschaftsgebiete. Auf Vorschlag der
Kommission kann der Rat ferner weitere Arten von Beihilfen mit dem Gemein-
samen Markt für vereinbar erklären. Die Kommission hat die von ihr nicht bean-
standeten oder genehmigten Beihilfen ferner laufend zu überwachen und muß
Beihilfen, die sich im nachhinein als mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar
erweisen, aufheben. Die Aufsichtsmaßnahmen der Kommission sind gerichtlich
überprüfbar, insbesondere können diejenigen Mitgliedstaaten, die sich durch ei-
ne zu großzügige Beihilfepolitik der Kommission gegenüber einem anderen Mit-
gliedstaat benachteiligt fühlen, die Maßnahmen der Kommission gerichtlich
überprüfen lassen. Die Beihilfeaufsicht der Kommission, für die es keine Ent-
sprechung in den Mitgliedstaaten gibt, hat sich als ein wirksames Instrument ge-
gen eine Ausuferung der nationalen Beihilfepolitik erwiesen. Über die Subven-
tionsaufsicht wird vor allem die Beihilfepolitik der Mitgliedstaaten transparent
und werden auch gewisse Harmonisierungszwänge für die Wirtschaftspolitik der
Mitgliedstaaten ausgelöst.

Wettbewerbsaufsicht

Die kartellrechtliche Wettbewerbsaufsicht bildet neben der Beihilfeaufsicht das
wichtigste Instrument der Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft10. Der Vertrag
von Rom enthält in Artikel 85 ein Verbot wettbewerbsbeschränkender Verein-
barungen und abgestimmter Verhaltensweisen sowie in Artikel 86 ein Verbot
der mißbräuchlichen Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung. Für den
Bereich von Kohle und Stahl gelten insoweit die Wettbewerbsregeln der Artikel
65, 66 EGKS-Vertrag, die darüberhinaus ein generelles Fusionsverbot mit Er-
laubnisvorbehalt enthalten. Die Durchsetzung der Wettbewerbsregeln obliegt
der Kommission, die insoweit gegenüber der Wirtschaft als Kartellbehörde un-
mittelbare Gemeinschaftsverwaltung ausübt. Die Entscheidungen der Kommis-
sion können von den betroffenen Unternehmen vor dem Gerichtshof der Euro-
päischen Gemeinschaften angefochten werden. Die für andere Maßnahmen der
Gemeinschaft typische Zwischenschaltung der Mitgliedstaaten gilt für die Wett-
bewerbsaufsicht der Gemeinschaft nicht.
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Die Kommission hat mit einer Vielzahl von Verbotsentscheidungen die Wett-
bewerbsregeln entsprechend der Zielsetzung der gemeinschaftlichen Wettbe-
werbspolitik konkretisiert; ihre Entscheidungspraxis und die Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofs haben zur Herausbildung eines gemeinschaftli-
chen Wettbewerbsrechts geführt, das dem Grundanliegen der Gemeinschaft,
nämlich der Sicherung eines freien und funktionsgerechten Wettbewerbs inner-
halb des Gemeinsamen Marktes Rechnung trägt. Verstöße gegen die wettbe-
werbsrechtlichen Verbote führen zur Nichtigkeit der privatrechtlichen Verein-
barungen und können vor den nationalen Gerichten geltend gemacht werden.
Außerdem werden Verstöße durch die Verhängung von Geldbußen durch die
Kommission geahndet.

Unter bestimmten Voraussetzungen kann die Kommission wettbewerbsbe-
schränkende Vereinbarungen bzw. Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüsse
bzw. Gruppen von Beschlüssen von Unternehmensvereinigungen sowie aufein-
ander abgestimmte Verhaltensweisen von dem Kartellverbot freistellen. Die
Freistellungsmöglichkeit ermöglicht eine flexible Wettbewerbspolitik der Ge-
meinschaft.

Zur Verbesserung der Fusionskontrolle hat die Kommission dem Rat einen
Vorschlag für eine Verordnung über die Fusionskontrolle unterbreitet, über die
der Rat zur Zeit noch berät.

Öffentliche Unternehmen unterliegen nach dem Vertrag von Rom gleicher-
maßen wie private Unternehmen den Regeln des Wettbewerbs. Lediglich für
Unternehmen, die mit einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse betraut sind oder den Charakter eines Finanzmonopols haben, gelten
gewisse Einschränkungen.

Industriep o litik

Die Industriepolitik ist Teil der allgemeinen Wirtschaftspolitik und fällt daher
mit dieser primär in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Gleichwohl besteht
aufgrund der allgemeinen Koordinierungskompetenz der Gemeinschaft für die
Wirtschaftspolitik eine Mitzuständigkeit und Verantwortung der Gemeinschaft
für die Industriepolitik1 l. Ziel der Industriepolitik in der Gemeinschaft ist die Er-
haltung und Förderung einer international wettbewerbsfähigen Industriestruk-
tur; Gegenstand der Industriepolitik ist der Strukturwandel der Industrie, wie er
einerseits durch die Notwendigkeit neuer, technologisch moderner Industrien,
andererseits durch den Rückgang älterer Industrien ausgelöst wird. Da die
Strukturierung der Industrieproduktion in einer Markt- und Wettbewerbswirt-
schaft Aufgabe der Unternehmen ist, besteht die staatliche Industriepolit'ü in
begleitenden Maßnahmen, hauptsächlich globaler Art, die den Strukturwandel
fördern und mit dem Strukturwandel verbundene wirtschaftliche und so> aie
Schäden bis zu einem gewissen Grad auffangen sollen. Schwerpunkt dieser Maß-
nahmen ist die Förderung neuer Technologien sowie der Innovation auf der ei-
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nen Seite und die Erleichterung des Strukturwandels bei schrumpfenden Indu-
striesektoren andererseits.

Die Aufgabe der Industriepolitik der Gemeinschaft besteht im wesentlichen in
der Abstimmung der industriepolitischen Konzeption und in der Koordinierung
der strukturpolitischen Maßnahmen der Mitgliedstaaten. Insbesondere dann,
wenn die Mitgliedstaaten sektorale Interventionsmaßnahmen treffen, beispiels-
weise zugunsten eines schrumpfenden Industriezweigs Beihilfen gewähren, kön-
nen Wettbewerbsverzerrungen innerhalb des Gemeinsamen Marktes entstehen;
bei einem Protektions- und Subventionswettlauf der Mitgliedstaaten besteht die
Gefahr, daß der Gemeinsame Markt auseinanderbricht. Die Befugnisse der Ge-
meinschaft beschränken sich indes nicht auf die Koordinierung der mitglied-
staatlichen Industriepolitik, vielmehr sind auch gemeinschaftseigene globale
und sektorale strukturlenkende Maßnahmen, beispielsweise ein gemeinschaftli-
ches Beihilfeprogramm denkbar. Aktionsbereiche der Industriepolitik der Ge-
meinschaft sind die Mikroelektronik, die Datenverarbeitung, der Kernkraft-
werksbau, der Schiffsbau, die Textilwirtschaft, der Kunstfaserbereich und die
Stahl Wirtschaft.
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